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1 ANLASS, ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG 

Die Gemeinde Schmelz möchte mit der Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes „Sa-
nierung im Bereich Ambetstraße“ das Vergnügungsstättenkonzept der Gemeinde umsetzen 
und die erhöhte Nachfrage nach Standorten für Vergnügungsstätten sowie die Errichtung 
von Werbeanlagen städtebaulich verträglich steuern.  

Der Gemeinderat von Schmelz hat daher am __.__.____ den Beschluss zur Vereinfachten Än-
derung des Bebauungsplanes „Sanierung im Bereich Ambetstraße“ der Gemeinde Schmelz 
gefasst. 

Mit den Planungsarbeiten für das Bebauungsplanverfahren wurde die ARGUS CONCEPT – Ge-
sellschaft für Lebensraumentwicklung mbH, Gerberstraße 25, 66424 Homburg/Saar beauf-
tragt. 

 PLANUNGSERFORDERNIS 

Viele Städte und Gemeinden sind zunehmend mit der Expansionswelle von Spielhallen und 
dem Trend der steigenden Nachfrage nach Standorten für Vergnügungsstätten und Prostitu-
tionsgewerbe konfrontiert. Der zunehmende Bestand an aufgegebenen Ladenlokalen oder 
leerstehenden Gewerbeimmobilien, verbunden mit entsprechend hohen Mietangeboten 
durch die Betreiber der Vergnügungsstätten und des Prostitutionsgewerbes, verstärkt diese 
Entwicklung. 

So werden auch in der Gemeinde Schmelz Standorte für Vergnügungsstätten vermehrt nach-
gefragt, obwohl im Ortszentrum von Schmelz, d.h. an innerörtlichen Lagen bzw. an den 
Hauptverkehrsstraßen, entsprechende Einrichtungen wie Spielhallen und Wettbüros bereits 
existieren. Die Gemeinde hat für den Ortskernbereich einen Bebauungsplan aufgestellt, der 
hier ein Kerngebiet festsetzt und damit auch die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Ver-
gnügungsstätten beinhaltet. Da die Ansiedlung von Vergnügungsstätten innerhalb dieses 
Kerngebietes erfolgen kann und bereits erfolgt ist, d.h. dem Grundsatz der Gewerbefreiheit 
Rechnung getragen ist, möchte die Gemeindeverwaltung die vorhandenen Gewerbegebiete 
von der Ansiedlung von Vergnügungsstätten, aber auch von Prostitutionsgewerbe freihalten. 
Das Hauptaugenmerk der folgenden Betrachtung liegt auf Schankwirtschaften, Shisha-Bars 
und ähnlichen Formen der Kleingastronomie mit Aufstellung von jeweils bis zu drei Geldspiel-
geräten. Durch die Betreiber werden auch Standorte außerhalb der Gemeindezentren für 
solche Einrichtungen, bei denen es sich nicht um Vergnügungsstätten im eigentlichen Sinne 
handelt, die aber bei baulicher Verdichtung und Aufteilung in mehrere „Einzelbetriebe“ we-
sensgleiche Effekte erzielen, nachgefragt.  

Innerhalb des Plangebietes sind neben Kerngebieten hauptsächlich Allgemeine Wohngebiete 
festgesetzt. In Kerngebieten (MK) gemäß § 7 BauNVO sind Vergnügungsstätten aller Art 
grundsätzlich allgemein zulässig. Das vorliegende Kerngebiet ist allerdings stark durch Wohn-
nutzung geprägt. Daher sollen dort Vergnügungsstätten ebenfalls ausgeschlossen werden. 

 ZIELE 

Die Gemeinde Schmelz hat ein gesamtgemeindliches Vergnügungsstättenkonzept erstellt. 
Dieses Konzept differenziert das Gemeindegebiet in solche Räume, die zur Errichtung von 
Vergnügungsstätten und damit wesensgleiche Angebote (Kleingastronomie mit Geldspielge-
räten) aus einer städtebaulichen Betrachtungsweise als ungeeignet gelten müssen und sol-
che Flächen, auf denen mit der Errichtung von Vergnügungsstätten keine negativen städte-
baulichen Entwicklungen verbunden sind. Im Folgenden soll das Vergnügungsstättenkonzept 
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schrittweise planungsrechtlich umgesetzt werden. Hierzu soll durch die Aufstellung bzw. Än-
derung von Bebauungsplänen die Errichtung von Vergnügungsstätten, nach Maßgabe des 
Vergnügungsstättenkonzeptes, in dafür nicht geeigneten Bereichen zukünftig ausgeschlos-
sen werden. Mit der Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes „Sanierung im Bereich 
Ambetstraße“ werden die Vorgaben des Vergnügungsstättenkonzeptes für einen wichtigen 
Bereich umgesetzt. 

Die Gemeinde Schmelz verfolgt das Ziel, zur Sicherung der städtebaulichen und funktionalen 
Entwicklung des Gewerbegebietes „Sanierung im Bereich Ambetstraße“ hier neue Vergnü-
gungsstätten und deren Sonderform als Schankwirtschaften und Beherbergungsbetriebe mit 
Geldspielgeräten (maximal 3 Geräte zulässig) sowie Nachtlokale jeglicher Art, Vorführ- und 
Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen mit sexuellen Charakter ausgerichtet ist, 
Wettbüros sowie Swinger-Clubs auszuschließen. 

Zudem soll durch den Bebauungsplan die Errichtung von Werbeanlagen städtebaulich ver-
träglich gesteuert werden. Hierbei ist das Ziel ein Gleichgewicht zwischen der Forderung nach 
Werbeflächen und den Ansprüchen der Stadtgestaltung und der Ortsbildpflege zu erreichen. 
Beeinträchtigungen durch übermäßige Werbeanlagen insbesondere großflächige Fremdwer-
bung sollen unterbunden werden. Die Festsetzungen zur Werbeanlagensteuerung tragen so 
zur Erhaltung und zur Aufwertung des Stadtbildes der Gemeinde Schmelz beitragen. 

2 VERFAHRENSVERLAUF / RECHTLICHE GRUNDLAGEN 

Die oben genannte Änderung sollen im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB sowie ohne Durchführung der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt werden. Im vereinfachten Verfahren 
können Bauleitpläne aufgestellt werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt wer-
den oder wenn durch die Aufstellung des Bebauungsplanes in einem Gebiet nach § 34 der 
sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebene Zulässigkeitsmaßstab 
nicht wesentlich ändert. 

Im vereinfachten Verfahren kann nach § 13 Abs. 2 BauGB: 

• von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und Abs. 4 Abs. 1 
BauGB abgesehen werden,  

• der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemes-
sener Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2 durchgeführt wer-
den,  

• den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur 
Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Beteili-
gung nach § 4 Abs. 2 durchgeführt werden. 

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landes-
recht unterliegen, wird mit den Bebauungsplänen nicht begründet. Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter (Erhal-
tungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Eu-
ropäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) sind nicht gege-
ben. Damit sind die in § 13 Abs. 1 BauGB definierten Voraussetzungen erfüllt, um die Bebau-
ungspläne im vereinfachten Verfahren aufzustellen bzw. zu ändern. 

Einen vollständigen Überblick über den Verfahrensverlauf gibt die Planzeichnung zum Bebau-
ungsplan unter der Rubrik „Verfahrensvermerke“. 
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Die Planaufstellung wird unter Beachtung der aktuellen relevanten Bau- und Umweltgesetz-
gebung erstellt. Die verwendeten gesetzlichen Grundlagen sind der entsprechenden Rubrik 
der Planzeichnungen zu entnehmen.  

3 INFORMATIONEN ZUM PLANGEBIET 

 LAGE DES PLANGEBIETS UND RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der für die Änderung vorgesehene Geltungsbereich der Vereinfachten Änderung des Bebau-
ungsplanes „Sanierung im Bereich Ambetstraße“ umfasst ein ca. 1,2 ha großes Gelände im 
Ortsteil Schmelz-Bettingen. 

Die parzellenscharfe Abgrenzung ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

 

Abbildung 1: Lage im Gemeindegebiet von Schmelz(Quelle: OpenStreetMap) 
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Abbildung 2: Geltungsbereich des Plangebietes  

 NUTZUNG DES PLANGEBIETS UND DER RANDBEREICHE 

Das Plangebiet umfasst die zentral im Ortsteil Schmelz-Bettingen gelegenen Straßenzüge ent-
lang der Saarbrücker Straße und der Ambetstraße. 

Vorzufinden ist hier hauptsächlich Wohnnutzung.  
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Abbildung 3 - 456: Betrieb für Handwerkszubehör (links oben) Blick auf die Saarbrücker Straße (rechts oben) und 
Wohnnutzung in der Ambetraße (rechts unten) (ARGUS CONCEPT GmbH) 

 GRÜNORDNERISCHE BESTANDSAUFNAHME 

Durch die Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes werden keine umweltrelevanten Be-
lange betroffen. Das Plangebiet ist bereits bebaut. Eine grünordnerische Bestandsaufnahme 
entfällt somit. 

4 VORGABEN FÜR DIE PLANUNG 

 VORGABEN DER RAUMORDNUNG  

Die Ziele der Raumordnung, denen nach § 1 Abs. 4 BauGB die Bauleitpläne anzupassen sind, 
werden im Saarland in den Landesentwicklungsplänen „Siedlung“ und „Umwelt“ festgelegt. 

4.1.1 LEP-Siedlung 

Der LEP Teilabschnitt „Siedlung“ (vom 04.07.2006) hat –ebenso wie der Landesentwicklungs-
plan Teilabschnitt Umwelt – die Aufgabe, die Flächenansprüche an den Raum und die räum-
liche Verteilung der einzelnen siedlungsrelevanten Raumnutzungen unter Abwägung 
überörtlicher, raumrelevanter Gesichtspunkte und unter Berücksichtigung der Rahmenbe-
dingungen zu koordinieren und Vorsorge für einzelne Raumnutzungen und –funktionen zu 
treffen. Der LEP Teilabschnitt Siedlung legt dabei textliche Ziele und Grundsätze der Raum-
ordnung für das gesamte Landesgebiet fest, die die Siedlungsentwicklung unmittelbar oder 
mittelbar zum Planungsgegenstand haben oder diese berühren. Diese textlich festgelegten 
Ziele und Grundsätze werden durch zeichnerische Festlegungen konkretisiert und veran-
schaulicht. 

Der LEP Teilabschnitt Siedlung weist die Gemeinde Schmelz dem ländlichen Raum zu. Im Sys-
tem der zentralen Orte nimmt die Gemeinde Schmelz die Funktion eines Grundzentrums 
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wahr. Laut LEP Teilabschnitt Siedlung soll Schmelz als Grundzentrum über geeignete Einrich-
tungen zur Versorgung der Bevölkerung mit grundzentralem Bedarf mit Waren des täglichen 
Bedarfs verfügen. 

Den Zielen der Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes kann nicht unterstellt werden, 
dass sie sich nach Art, Lage und Umfang wesentlich auf die Verwirklichung der Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung sowie auf die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
auswirken. Vielmehr dienen sie zur Sicherung und Stärkung der Funktion als Grund- bzw. 
Versorgungszentrum. 

Die vorliegende Planung steht somit nicht im Konflikt zu den Vorgaben des LEP Teilabschnitt 
„Siedlung“. 

4.1.2 Landesentwicklungsplan Teilabschnitt „Umwelt“  

Durch die Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes werden keine umweltrelevanten Be-
lange betroffen. Im Landesentwicklungsplan Teilabschnitt „Umwelt, Vorsorge für Flächen-
nutzung, Umweltschutz und Infrastruktur“ gemachte Aussagen sind für die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes daher ohne Belang.  

4.1.3 Flächennutzungsplan 

Das langfristige Leitbild und Entwicklungsziel der Gemeinde ist in dem Flächennutzungsplan 
festgehalten. Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln.  

 

Abbildung 7: Ausschnitt aus dem FNP Schmelz (Gemeinde Schmelz) 

Der derzeit rechtskräftige Flächennutzungsplan der Gemeinde Schmelz (2006) stellt für das 
Plangebiet Wohnbauflächen und gemischte Bauflächen Flächen dar. Demnach wird das o.g. 



GEMEINDE SCHMELZ 
BEGRÜNDUNG ENTWURF 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  7 

Entwicklungsgebot erfüllt, denn die angestrebten Planungsziele stehen in keiner Weise im 
Widerspruch zu den Aussagen des Flächennutzungsplans. 

4.1.4 Vergnügungsstättenkonzept 

Mit dem Vergnügungsstättenkonzept verfügt die Gemeinde Schmelz über ein wichtiges pla-
nerisches Instrument für eine städtebaulich verträgliche Steuerung bei der Ansiedlung von 
Vergnügungsstätten. Die Aussagen dieses städtebaulichen Entwicklungskonzepts sind im 
Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB in der Abwägung bei der Aufstellung und Änderung von 
Bebauungsplänen zu berücksichtigen. Eine unmittelbar bindende Wirkung oder ein Rechts-
anspruch für Dritte leitet sich aus dem Vergnügungsstättenkonzept aber nicht ab. Maßge-
bend ist und bleibt das konkrete Baurecht und die sich hieraus ergebenden Zulässigkeiten 
nach den §§ 30 bis 35 BauGB. Von daher ist es erforderlich, das Entwicklungskonzept im Wei-
teren in verbindliches Baurecht umzusetzen, die die eigentliche Steuerungswirkung erfüllt. 

Das Vergnügungsstättenkonzept liegt als Begründung zu den Festsetzungen dem Bebauungs-
plan bei. 

5 BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB UND BAUNVO) 

 VORBEMERKUNGEN 

Im Rahmen des einfachen Bebauungsplans werden zwei tatsächliche Änderungen und Erwei-
terungen im Weiteren festgesetzt: 

• Ausschluss von Vergnügungsstätten im Plangebiet 

• Steuerung der Zulässigkeit von Werbeanlagen 

 ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR.1 BAUGB UND §§ 1 - 15 BAUNVO) 

Der bestehende Bebauungsplan wird durch die nachfolgenden Festsetzungen der Verein-
fachten Änderung des Bebauungsplanes "Sanierung im Bereich Ambetstraße" geändert. Alle 
restlichen Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplanes "Sanierung im Bereich Ambet-
straße" bleiben unverändert bestehen. 

Festsetzung 

5.2.1 Zulässige Arten von Nutzungen 

Innerhalb der Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes "Sanierung im Bereich Ambet-
straße" sind Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellartige Betriebe, Swingerclubs, Woh-
nungsprostitution sowie gewerbliche Zimmervermietung nicht zulässig. Schank- und Speise-
wirtschaften sowie Beherbergungsbetriebe jeweils mit Geldspielgeräten sind nicht zulässig. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes „Sanierung im Bereich Ambetstraße“ werden ent-
sprechend geändert. 

Erklärung / Begründung 

Eine Differenzierung der Zulässigkeit von einzelnen Unterarten von Vergnügungsstätten hat 
im vorliegenden Fall nicht stattgefunden, da davon ausgegangen wird, dass alle Unterarten 
von Vergnügungsstätten sich jeweils im Hinblick auf ihren spezifischen Störfaktor und –grad 
negativ auf das Gebiet auswirken. Grundsätzlich können dabei v. a. folgende Unterarten von 
Vergnügungsstätten ausgemacht werden:  
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• Spiel- und Automatenhallen,  

• Wettbüros,  

• Nachtlokale jeglicher Art, Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellun-
gen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist,   

• Swinger-Clubs,   

• Bordelle, soweit sie hinsichtlich ihrer Ausgestaltung nicht als gewerbliche Betriebe 
einzustufen sind, 

• Wohnungsprostitution 

• Gewerbliche Zimmervermietung 

• Diskotheken  

Vergnügungsstätten können zu einem Attraktivitätsverlust des Gebietes führen. Weiterhin 
können Vergnügungsstätten bestehende Einrichtungen verdrängen, da sie infolge der i. d. R. 
deutlich höheren Gewinnerträge zu einer Steigerung der Grundstückspreise und damit zu 
einer Verdrängung der bestehenden Einrichtungen führen.  

Der ungesteuerten Ansiedlung von Betrieben mit Geldspielgeräten soll entgegengewirkt wer-
den, um keinen Imageverfall herbeizuführen sowie die Eigenarten des Gebietes nicht zu ver-
ändern. 

Der Ausschluss von Vergnügungsstätten wird auf das bestehende Vergnügungsstättenkon-
zept gestützt.  

 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH (§ 9 ABS. 7 BAUGB) 

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind der Plan-
zeichnung zu entnehmen. 

 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN / GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN (§ 9 ABS. 4 
BAUGB I.V.M. § 85 LBO) 

Die folgenden gestalterischen Festsetzungen dienen der stadtgestalterischen Einbindung der 
Neubauten in das städtebauliche Umfeld: 

5.4.1 Werbeanlagen 

Innerhalb des Geltungsbereiches der Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes "Sanie-
rung im Bereich Ambetstraße sind folgende Vorschriften für Werbeanlagen zu beachten: 

1. Werbeanlagen sind so zu gestalten, dass sie nicht durch übermäßige Größe, zu starke 
Kontraste und  grelle oder abstoßende Farbgebung stören und sich in die Gebäude-
front und das Straßenbild einpassen. Eine Häufung von Werbeanlagen, die das Fas-
saden oder Straßenbild generell beeinträchtigen, ist zu vermeiden. Gleiches gilt für 
die Aufstellung von Werbeständern. Die Beleuchtung der Werbung muss blendungs-
frei hergestellt werden. 

2. Werbeanlagen mit grellem, wechselndem oder bewegtem Licht sowie Videowalls 
sind nicht zulässig. 

3. Sich bewegende Werbeanlagen sind unzulässig. 
4. Werbeanlagen in Neonfarben sowie grelle, reflektierende oder fluoreszierende Far-

ben sind nicht zulässig. 
5. Werbeanlagen an der Stätte der Leistung: 

a. Alle Werbeanlagen an einem Gebäude sind nach Art, Größe, Gestaltung 
und Anbringungsort aufeinander abzustimmen. 
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6. Fremdwerbung: 
a. Werbeanlagen beschränken sich auf die Stätte der Leistung, Fremdwer-

bung ist grundsätzlich nicht zulässig. 

b. Ausgenommen sind die Anlagen der Stadtinformation mit Flächen (z.B. 
wechselnde Werbebanner oder Spannplakate) für temporäre Hinweise 
auf kulturelle Ereignisse, Veranstaltungen und Messen. 

Unter Beachtung der aktuellen Rechtsprechung des OVG des Saarlandes zu Werbeanlagen-
satzungen (siehe z.B. OVG des Saarlandes vom 14.07.2020, Az. 2 A 272/19) macht die Ge-
meinde Schmelz von ihrem Recht Gebrauch, die Zulässigkeit von Werbeanlagen im notwen-
digen Umfang einzuschränken, ohne ein generelles Verbot auszusprechen, das als nicht an-
gemessen angesehen wird. 

6 ABWÄGUNG/ AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Für jede städtebauliche Planung ist das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von beson-
derer Bedeutung. Danach muss die Gemeinde Schmelz als Planungsträger bei dem einfachen 
Bebauungsplan die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander ge-
recht abwägen. Die Abwägung ist die eigentliche Planungsentscheidung. Hier setzt die Ge-
meinde Schmelz ihr städtebauliches Konzept um und entscheidet sich für die Berücksichti-
gung bestimmter Interessen und die Zurückstellung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus folgen-
den vier Arbeitsschritten besteht:  

• Sammlung des Abwägungsmaterials (siehe “Auswirkungen der Planung“) 

• Gewichtung der Belange (siehe “Gewichtung des Abwägungsmaterials“) 

• Ausgleich der betroffenen Belange (siehe “Fazit“) 

• Abwägungsergebnis (siehe “Fazit“). 

 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natürlichen Lebens-
grundlagen (im Sinne des §1 Abs. 5 BauGB) sind insbesondere folgende mögliche Auswirkun-
gen beachtet und in den Bebauungsplan eingestellt: 

6.1.1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

Durch die Festsetzungen können Nutzungen ausgeschlossen werden, die sich schädlich auf 
die Wohn- und Arbeitsverhältnisse (Trading-Down-Effekte, usw.) auswirken.  

6.1.2 Auswirkungen auf die Belange der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen 
Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung  

Durch die Ansiedlung artfremder Nutzungen, wie Vergnügungsstätten, Bordelle und bordell-
artiger Betriebe, würde das vorhandene Gebiet an Profilierung verlieren. Auch droht die 
„gute Adresse“ der Flächen damit verloren zu gehen. Negative städtebauliche Auswirkungen 
sind in Teilbereichen zu befürchten. Eine genaue Regelung ist dadurch notwendig. 
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6.1.3 Auswirkungen auf die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes  

Negative Auswirkungen auf das Ortsbild werden nicht erbracht. Vielmehr dient es zur Ver-
hinderung der durch die Auswirkung der meisten Vergnügungsstätten bewirkten Gestal-
tungsmängel im direkten Umfeld. Das Straßen- und Ortsbild kann erhalten bleiben. Zudem 
werden auf das Ortsbild störend wirkende Werbeanlagen ausgeschlossen.  

6.1.4 Auswirkungen auf die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städ-
tebaulichen Entwicklungskonzeptes  

Der Bebauungsplan dient der rechtlich verbindlichen Umsetzung der in der Vergnügungsstät-
tenkonzeption dargestellten Strategien. Von daher wirkt er sich nicht gegenteilig darauf aus. 

6.1.5 Auswirkungen auf alle sonstigen Belange 

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berücksichti-
genden Belange werden nach jetzigem Kenntnisstand durch die Planung nicht berührt. 

 GEWICHTUNG DES ABWÄGUNGSMATERIALS 

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichtigenden öffentlichen und privaten Belange gegen-
einander und untereinander gerecht abgewägt und entsprechend ihrer Bedeutung in dem 
vorliegenden Bebauungsplan eingestellt. Für die Abwägung wurden insbesondere folgende 
Aspekte beachtet:  

6.2.1 Argumente für die Verwirklichung der Bebauungspläne 

• Durch den Bebauungsplan kann die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vergnügungs-
stätten für eine nachhaltige Entwicklung im Bereich zwischen Zerr- und Birrbach-
straße gesteuert werden. 

6.2.2 Argumente gegen die Verwirklichung des Bebauungsplans 

• Derzeit sind keine Argumente gegen die Verwirklichung des Bebauungsplans bekannt. 

 FAZIT (ABWÄGUNGSERGEBNIS) 

Die Gemeinde Schmelz hat die zu beachtenden Belange in ihrer Gesamtheit gegeneinander 
und untereinander abgewägt. Da die Argumente für die Realisierung eindeutig überwiegen, 
kommt die Gemeinde Schmelz zu dem Ergebnis, die Vereinfachte Änderung des Bebauungs-
planes „Sanierung im Bereich Ambetstraße“ zu verwirklichen. 

 

Aufgestellt: Homburg, den 06.01.2023 
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